
Merkblatt 
zum Vergaberechtsschutz

Ihr Antrag auf Nachprüfung einer öffentlichen Vergabe sollte folgende Angaben enthalten:
1. Auftraggeber:
Der Auftrag soll von der Freien Hansestadt Bremen (Land), der Stadtgemeinde Bremen, der Stadt Bremer​haven oder einem anderen öffentlichen Auftraggeber (§§ 99 ff. des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen - GWB) aus Bremen/Bremerhaven vergeben werden.

2. Auftragsvolumen
Der Auftragswert liegt über dem gemäß § 106 Abs. 3 GWB vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie im Bundesanzeiger bekannt gemachten jeweils festgesetzten Schwellenwert (Mindestauftragswert ohne MwSt.).
Der Vergaberechtsschutz nach dem GWB gilt nur für die Vergabe von Aufträgen, die die gesetzlichen Schwellenwerte erreichen.
3. Zuschlag:
Der Zuschlag ist noch nicht erteilt, bzw. ist ohne die erforderliche Durchführung eines Vergabeverfahrens erteilt worden.
4. Rüge:
Sie haben den Vergaberechtsverstoß bereits gegenüber der Vergabestelle gerügt.
Einzelheiten der Rügeobliegenheit sind in § 160 Abs. 3 GWB geregelt (zu beachten ist vor allem § 160 Abs. 3 Nr. 4 GWB).

5. Vergaberechtsverstöße:

Beschreiben Sie in Ihrem Antrag, welche Vergaberechtsverstöße dem Auftraggeber vorgeworfen werden.

6. Schaden:
Erklären Sie, inwieweit sich die Vergaberechtsverstöße für Sie nachteilig auswirken könnten: Hatten Sie reelle Zuschlagschancen, die sich durch die Vergabefehler verschlechtert haben? Bitte nennen Sie, wenn möglich, das Ergebnis der Submission.

7. Vorschuss:
Voraussetzung für die Durchführung des Verfahrens durch die Vergabekammer ist die Zahlung eines Vorschusses in Höhe der Mindestgebühr von 2.500 € (§ 182 Abs. 2 GWB).
Bitte warten Sie eine Rechnung ab.
8. Belege:
Sie sollten Ihrem Antrag folgende Anlagen beifügen: 

Kopien der Ausschreibungsunterlagen, die obige Angaben belegen, 

Kopie des Rügeschreibens sowie der Stellungnahme der Vergabestelle (soweit vorhanden), 

Kopie des Vorabinformationsschreibens der Vergabestelle nach § 134 Abs. 1 GWB, 

Bitte reichen Sie alle Unterlagen zweifach ein.

Richten Sie den Nachprüfungsantrag an folgende Anschrift:
Vergabekammer der Freien Hansestadt Bremen
bei der Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung
Contrescarpe 72
28195 Bremen

Telefon: 0421/361-59796
E-Mail: vergabekammer@bau.bremen.de
Bitte übermitteln Sie den Nachprüfungsantrag so rechtzeitig innerhalb der Informations- und Wartefrist nach § 134 Abs. 2 GWB, dass die Vergabekammer den Antrag auf seine offensichtliche Unzulässigkeit oder Unbegründetheit prüfen und noch vor Ablauf dieser Frist an den öffentlichen Auftraggeber übermitteln kann. Das gesetzliche Zuschlagsverbot wird erst mit Übermittlung des Nachprüfungsantrags in Textform (z.B. Brief, Telefax, E-Mail) an die Vergabestelle ausgelöst.

Bei einer Weigerung des Auftraggebers, einer Rüge abzuhelfen, beachten Sie bitte für die Stellung des Nachprüfungsantrages die 15-Tage-Frist nach § 160 Abs. 3 Nr. 4 GWB.

